
Forum für Bildung und Analyse Rosa Luxemburg in Hessen 
e.V. 

 

Präambel: 

Mit Blick auf zentrale Fragen der Zukunft und eingedenk der historischen Erfahrung ist 
der Verein folgenden Werten und Zielen verpflichtet: 

- Der Schaffung ausreichender Existenzgrundlagen für die freie Entfaltung der 
Individuen; 

- die Stärkung des Selbstbewußtseins aller Menschen und ihre Kompetenz, ihre 
Lebenszusammenhänge gemeinschaftlich selbst zu gestalten; 

- der konsequent demokratischen Verfaßtheit gesellschaftlicher Verhältnisse; 

- einer menschlichen Werten untergeordnete Gestaltung künftiger Technologien 
sowie ihrer sozialen und ökologischen Folgen; 

- der Humanisierung der Arbeitswelt und der Erweiterung der demokratischen 
Mitgestaltung der Wirtschaft; 

- der Umgestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft nach sozialen und ökologischen 
Kriterien; 

- der Überwindung patriarchalischer Gesellschafts- und Familienstrukturen; 

- der Gleichstellung der Geschlechter; 

- dem konsequenten Antifaschismus; 

- der Überwindung aller Formen nationaler, ethnischer, religiöser und sexueller 
Diskriminierung und der Verteidigung der Menschenrechte; 

- der friedlichen Lösung gesellschaftlicher Konflikte sowie der weltweiten 
Demilitarisierung; 

- dem Denken und globalen Zusammenhängen sowie der partnerschaftlichen 
internationalen Zusammenarbeit; 

- der weltanschaulichen Toleranz, der kulturvollen Gestaltung des Alltages und der 
geistigen und politischen Auseinandersetzung; 

- dem freien Austausch über gesellschaftspolitische Vorstellungen; 

- dem demokratischen Sozialismus. 

§1 Name, Sitz und Rechtsfähigkeit 

1. Der Verein führt den Namen „Rosa-Luxemburg-Stiftung Hessen. Forum für Bildung 
und Analyse e.V.“. 

2. Der Verein wird in das Vereinsregister eingetragen. 

3. Sitz des Vereins ist Frankfurt/Main. Der Verein sieht sein Wirkungsfeld im 
Bundesland Hessen. 

4. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
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§2 Zweck und Aufgaben 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung: 

2. Zweck des Vereins ist die Förderung von humanistischer und kultureller Bildung 
und der internationalen Verständigung. Hierzu veranstaltet der Verein Vorträge, 
wissenschaftliche Arbeitstagungen, Diskussionen und Seminare, Kolloquien und 
Kongresse und veranlaßt die Herausgabe und Förderung entsprechender 
Publikationen. 

3. Der Verein unterstützt die geistige Auseinandersetzung über die weltanschaulich 
ethischen Grundlagen der Gesellschaft und fördert demokratische, 
antifaschistische, pazifistische und antimilitaristische Bestrebungen, sowie 
gerechte, menschenwürdige Lebensverhältnisse. Auch hierzu führt der Verein nach 
Bedarf Vorträge, Diskussionen, wissenschaftliche Arbeitstagungen und Seminare, 
Kolloquien und Kongresse durch. Des Weiteren wird auch dieser Zweck durch die 
Herausgabe und Förderung entsprechender Publikationen verwirklicht. 

4. Ausdrücklich stellt der Verein klar, daß sein Vereinszweck ausschließlich der 
vorgenannte ist, neben dem gemeinnützigen Vereinszweck erfolgt keine politische 
Betätigung. 

§3 Gemeinnützigkeit 

1. Das Vermögen und die Einnahmen des Vereins dürfen nur für die in §2 genannten 
Zwecke eingesetzt werden. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig. Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer 
Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des 
Vereins und haben bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösen des Vereins keinen 
Anspruch auf das Vereinsvermögen. 

3. Es darf keine Person durch Verwaltungsausgaben, die den Zwecken des Vereins 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

4. Beschlüsse über Satzungsänderungen, die die Zwecke und Aufgaben des Vereins 
gemäß §2 betreffen, sind dem zuständigen Finanzamt zwecks Bescheinigung 
vorzulegen, daß die Gemeinnützigkeit im steuerrechtlichen Sinne nicht 
beeinträchtigt ist. 

5. Nach Auflösung des Vereins soll sein Reinvermögen als gemeinnützig anerkannte 
juristische Personen fallen, die es für Ziele im Sinne dieser Satzung für 
steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden haben. Beschlüsse hierüber bedürfen der 
Einwilligung des Finanzamtes. 

§4 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Mitglieder des Vereins können natürliche Personen werden, die ihrer 
Persönlichkeit nach dafür Gewähr bieten, daß sie sich im Sinne der Ziele des 
Vereins einsetzen werden. Der Antrag auf Mitgliedschaft ist schriftlich einzureichen 
und diese muß vom Vorstand bestätigt werden. Sie wird wirksam, wenn gegen die 
Entscheidung innerhalb einer Frist des §4 Abs. der Satzung kein Einspruch erfolgt. 

2. Gegen die Entscheidung des Vorstands, die allen Mitgliedern schriftlich mitzuteilen 
ist, hat jedes Mitglied das Recht auf Einspruch, das er binnen eines Monats nach 
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Bekanntgabe geltend machen muß. Der Einspruch kann durch Mehrheitsbeschluß 
der Mitgliederversammlung zurückgewiesen werden. 

§5 Ende der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, schriftliche Austrittserklärung gegenüber 
einem Vorstandsmitglied, Ausschluß oder Streichung. 

2. Ein Mitglied, das in erheblichem Maße gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat, 
kann durch Beschluß der Mitgliederversammlung ausgeschlossen werden. Zuvor ist 
das betreffende Mitglied auf dessen Wunsch zu hören. Die Entscheidung muß 
schriftlich begründet zugestellt werden. 

3. Ein Mitglied, das sich mit der Beitragszahlung länger als 6 Monate in Verzug 
befindet, kann vom Vorstand gestrichen werden, falls dieser vorher das Mitglied 
schriftlich erneut zur Zahlung angemahnt und auf die rechtlichen Konsequenzen 
(Beendigung der Mitgliedschaft) hingewiesen hat. 

§6 Vereinsmittel 

1. Die Mittel für die Vereinszwecke sollen durch einmalige oder laufende Beiträge 
öffentlich rechtlicher Körperschaften, Zuwendungen, Mitgliedsbeiträge sowie 
durch Spenden aufgebracht werden. 

2. Über die Höhe der Mitgliedsbeiträge entscheidet die Mitgliederversammlung. 

3. Mittel werden nur für steuerbegünstigte satzungsgemäße Zwecke verwendet. 

4. Die Mittel und das Vermögen des Vereins dürfen nicht an politische Parteien oder 
ihre Untergliederung weitergeleitet werden. 

§7 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

§8 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Jährlich findet 
mindestens eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. 

2. Die Mitgliederversammlung ist ferner einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel 
der Vereinsmitglieder oder der Vorstand dies verlangen. 

3. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Angabe der Tagesordnung 
schriftlich mit einer Einladungsfrist von mindestens vier Wochen einberufen. 

4. Den Vorsitz der Mitgliederversammlung führt ein vom Vorstand beauftragtes 
Mitglied des Vereins. 

5. Der Mitgliederversammlung obliegen 

a) die Wahlen, Ersatz- und Ergänzungswahlen zum Vorstand; 

b) die Abwahl von Mitgliedern des Vorstands; 

c) die Diskussion der inhaltlichen Schwerpunkte der Vereinstätigkeit; 

d) die Entgegennahme des Tätigkeitsberichts des Vorstandes; 

e) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung des Vorstands; 

f) die Beschlußfassung über alle Anträge von Vereinsmitgliedern; 
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g) die Behandlung der Einsprüche gegen Aufnahmeersuchen; 

h) Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins. 

6. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß 
einberufen wurde. Sie fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt. 

7. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden protokolliert, das Protokoll ist 
von einem Vorstandsmitglied und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen. 

§9 Vorstand 

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählt. 

2. Der Vorstand besteht aus mindestens der/dem Vorsitzenden, der/dem 
stellvertretenden Vorsitzenden, der/dem Schatzmeister/in. Unter den beiden 
Vorsitzenden muss mindestens eine Frau sein. Die Vorsitzenden und der/die 
Schatzmeister/in werden direkt gewählt. Die weiteren Vorstandsmitglieder 
(Beisitzer*innen) können per Liste gewählt werden. Über ihre Zahl entscheidet die 
Mitgliederversammlung. Die Zusammensetzung der Beisitzer soll der regionalen 
Entfaltung des Vereins entsprechen. Mindestens die Hälfte der 
Vorstandsmitglieder sollen Frauen/FLINTA*Personen (Frauen, Lesben, Inter*, Non-
Binary*, trans* und Agender-Personen) sein. 

3. Der/die Vorsitzende und die/der stellvertretende Vorsitzende bilden den Vorstand 
im Sinne des §26 Abs. 2 BGB. Jeder von ihnen ist berechtigt, den Verein gerichtlich 
und außergerichtlich allein zu vertreten. 

4. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
Vorstandsmitglieder anwesend ist. Bei Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der/des Vorsitzenden; bei dessen/deren Abwesenheit der/des 
stellvertretenden Vorsitzenden. 

5. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und verwaltet sein Vermögen. Ihm 
obliegen alle Aufgaben, soweit sie nicht durch die Satzung der 
Mitgliederversammlung oder dem Kuratorium zugewiesen sind. 

6. Der Vorstand kann zur fachlichen Beratung und Begleitung der Vereinstätigkeit 
Projektgruppen einrichten, denen auch Nichtmitglieder des Vereins angehören 
dürfen. 

7. Die Sitzungen des Vorstands werden durch den/die Vorsitzende(n) oder seine(n) 
Stellvertreter(in) einberufen. 

8. Über die Verhandlungen des Vorstands, insbesondere die Beschlüsse, ist eine 
Niederschrift anzufertigen, die von dem Sitzungsleiter und einem weiteren 
Mitglied des Vorstands zu unterzeichnen ist. 

9. Der Vorstand kann zur Führung der laufenden Geschäfte eine hauptamtliche 
Geschäftsführung bestellen. 

§10 Einrichtung des Vereins 
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Der Verein unterhält zur Verwirklichung seiner Zwecke eine Geschäftsstelle, wenn es 
seine finanziellen Mittel erlauben und kann darüber hinaus eigene Einrichtungen 
unterhalten. 

§11 Rechenschaftslegung, Revision 

1. Der Vorstand hat im ersten Quartal des Geschäftsjahres für das vergangene 
Geschäftsjahr den Jahresabschluß und den Geschäftsbericht zu erstellen. 

2. Erhält der Verein öffentliche Mittel, ist die Geschäftstätigkeit des Vereins 
mindestens einmal jährlich durch einen unabhängigen, staatlich anerkannten 
Wirtschaftsprüfer zu prüfen, der nicht Mitglied des Vereins und nicht in einer 
Einrichtung des Vereins beschäftigt sein darf. 

3. Im Falle vereinsinterner Prüfung der Geschäftstätigkeit des Vorstandes kann die 
Mitgliederversammlung ein Mitglied des Vereins zum Kassenprüfer bestellen. 

§12 Änderung und Auflösung des Vereins 

Zur Auflösung des Vereins sowie zu Änderungen der §§ 1 bis 3 dieser Satzung bedarf 
es eines mit drei Vierteln zur Veränderung der übrigen Satzungsbestimmungen eines 
mit zwei Dritteln Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßten Beschlusses der 
Mitgliederversammlung. 

Die vorstehende Satzung wurde von den Gründungsmitgliedern des Vereins am 
07.05.1999 in Frankfurt am Main beschlossen. 


